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INFORMATIONSBLATT FÜR MANDANTEN 

bei Beauftragung der Kanzlei 
SCHMIDT & PARTNER 

Kanzlei für Arbeitsrecht, Brandstwiete 4, 20457 Hamburg 

 
Hinweise zur Datenverarbeitung 

1. Name und Kontaktdaten des für die Verarbeitung Verantwortlichen sowie des 
betrieblichen Datenschutzbeauftragten 

Diese Datenschutzhinweise gelten für die Datenverarbeitung durch: 

Verantwortlicher: Kanzlei für Arbeitsrecht Brandstwiete 4, 20457 Hamburg, E-Mail: info@kanzlei-
schmidt-partner.de Tel.: +49 (0) 40 – 369 019 90 Fax: +49 (0) 40 – 369 019 92  

2. Erhebung und Speicherung personenbezogener Daten sowie Art und Zweck und deren 
Verwendung 

Wenn Sie uns mandatieren, erheben wir folgende Informationen: 

• Anrede, Vorname, Nachname, 

• eine gültige E-Mail-Adresse, 

• Anschrift, 

• Telefonnummer (Festnetz und/oder Mobilfunk) 

• Informationen, die für die Geltendmachung und Verteidigung Ihrer Rechte im Rahmen des 
Mandats notwendig sind 

Die Erhebung dieser Daten erfolgt, 

• um Sie als unseren Mandanten identifizieren zu können; 

• um Sie angemessen anwaltlich beraten und vertreten zu können; 

• zur Korrespondenz mit Ihnen; 

• zur Rechnungsstellung; 

• zur Abwicklung von evtl. vorliegenden Haftungsansprüchen sowie der Geltendmachung 
etwaiger Ansprüche gegen Sie; 

Die Datenverarbeitung erfolgt auf Ihre Anfrage hin und ist nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. b DSGVO 
zu den genannten Zwecken für die angemessene Bearbeitung des Mandats und für die 
beidseitige Erfüllung von Verpflichtungen aus dem Mandatsvertrag erforderlich. 

Die für die Mandatierung von uns erhobenen personenbezogenen Daten werden bis zum Ablauf 
der gesetzlichen Aufbewahrungspflicht für Anwälte (6 Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, in 
dem das Mandat beendet wurde,) gespeichert und danach gelöscht, es sei denn, dass wir nach 
Artikel 6 Abs. 1 S. 1 lit. c DSGVO aufgrund von steuer- und handelsrechtlichen Aufbewahrungs- 
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und Dokumentationspflichten (aus HGB, StGB oder AO) zu einer längeren Speicherung 
verpflichtet sind oder Sie in eine darüber hinausgehende Speicherung nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. 
a DSGVO eingewilligt haben. 

3. Weitergabe von Daten an Dritte 

Eine Übermittlung Ihrer persönlichen Daten an Dritte zu anderen als den im Folgenden 
aufgeführten Zwecken findet nicht statt. 

Soweit dies nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. b DSGVO für die Abwicklung von Mandatsverhältnissen 
mit Ihnen erforderlich ist, werden Ihre personenbezogenen Daten an Dritte weitergegeben. 
Hierzu gehört insbesondere die Weitergabe an Verfahrensgegner und deren Vertreter 
(insbesondere deren Rechtsanwälte) sowie Gerichte und andere öffentliche Behörden zum 
Zwecke der Korrespondenz sowie zur Geltendmachung und Verteidigung Ihrer Rechte. Die 
weitergegebenen Daten dürfen von dem Dritten ausschließlich zu den genannten Zwecken 
verwendet werden. 

Das Anwaltsgeheimnis bleibt unberührt. Soweit es sich um Daten handelt, die dem 
Anwaltsgeheimnis unterliegen, erfolgt eine Weitergabe an Dritte nur in Absprache mit Ihnen. 

4. Betroffenenrechte 

Sie haben das Recht: 

• gemäß Art. 7 Abs. 3 DSGVO Ihre einmal erteilte Einwilligung jederzeit gegenüber uns zu 
widerrufen. Dies hat zur Folge, dass wir die Datenverarbeitung, die auf dieser Einwilligung 
beruhte, für die Zukunft nicht mehr fortführen dürfen; 

• gemäß Art. 15 DSGVO Auskunft über Ihre von uns verarbeiteten personenbezogenen 
Daten zu verlangen. Insbesondere können Sie Auskunft über die Verarbeitungszwecke, 
die Kategorie der personenbezogenen Daten, die Kategorien von Empfängern, 
gegenüber denen Ihre Daten offengelegt wurden oder werden, die geplante 
Speicherdauer, das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung, Löschung, Einschränkung 
der Verarbeitung oder Widerspruch, das Bestehen eines Beschwerderechts, die Herkunft 
ihrer Daten, sofern diese nicht bei uns erhoben wurden, sowie über das Bestehen einer 
automatisierten Entscheidungsfindung einschließlich Profiling und ggf. aussagekräftigen 
Informationen zu deren Einzelheiten verlangen; 

• gemäß Art. 16 DSGVO unverzüglich die Berichtigung unrichtiger oder Vervollständigung 
Ihrer bei uns gespeicherten personenbezogenen Daten zu verlangen; 

• gemäß Art. 17 DSGVO die Löschung Ihrer bei uns gespeicherten personenbezogenen 
Daten zu verlangen, soweit nicht die Verarbeitung zur Ausübung des Rechts auf freie 
Meinungsäußerung und Information, zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, aus 
Gründen des öffentlichen Interesses oder zur Geltendmachung, Ausübung oder 
Verteidigung von Rechtsansprüchen erforderlich ist; 

• gemäß Art. 18 DSGVO die Einschränkung der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 
Daten zu verlangen, soweit die Richtigkeit der Daten von Ihnen bestritten wird, die 
Verarbeitung unrechtmäßig ist, Sie aber deren Löschung ablehnen und wir die Daten nicht 
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mehr benötigen, Sie jedoch diese zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von 
Rechtsansprüchen benötigen oder Sie gemäß Art. 21 DSGVO Widerspruch gegen die 
Verarbeitung eingelegt haben; 

• gemäß Art. 20 DSGVO Ihre personenbezogenen Daten, die Sie uns bereitgestellt haben, 
in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesebaren Format zu erhalten oder die 
Übermittlung an einen anderen Verantwortlichen zu verlangen und 

• gemäß Art. 77 DSGVO sich bei einer Aufsichtsbehörde zu beschweren. In der Regel 
können Sie sich hierfür an die Aufsichtsbehörde Ihres üblichen Aufenthaltsortes oder 
Arbeitsplatzes oder unseres Kanzleisitzes wenden. 

5. Widerspruchsrecht 

Sofern Ihre personenbezogenen Daten auf Grundlage von berechtigten Interessen gemäß Art. 6 
Abs. 1 S. 1 lit. f DSGVO verarbeitet werden, haben Sie das Recht, gemäß Art. 21 DSGVO 
Widerspruch gegen die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten einzulegen, soweit dafür 
Gründe vorliegen, die sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben. 

Möchten Sie von Ihrem Widerspruchsrecht Gebrauch machen, genügt eine E-Mail an 
info@kanzlei-schmidt-partner.de 
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Rechtsanwaltsvergütung 

Die Gebühren, also auch der Honoraranspruch des Rechtsanwalts nach dem 
Rechtsanwaltsvergütungs-gesetz (RVG), wird bereits mit Informationserteilung durch den 
Mandanten ausgelöst. Die Entstehung und die Höhe des Vergütungsanspruchs des 
Rechtsanwalts hängt nicht davon ab, ob die Tätigkeit des Rechtsanwalts für den Mandanten 
erfolgreich ist oder nicht, es sei denn, es ist dem Rechtsanwalt ein Fehler unterlaufen, wofür 
dieser haftbar gemacht werden kann. 

Grundsätzlich schuldet der Anwalt keinen Erfolg, sondern lediglich die Erbringung einer 
Dienstleistung. 

Inhalt und Umfang des dem Rechtsanwalt erteilten Mandats ergeben sich aus der Vollmacht und 
ggf. den hierzu erteilten Aufträgen. Der Rechtsanwalt ist von allen wesentlichen Gesichtspunkten 
umfassend zu unterrichten. 

Der Rechtsanwalt ist zur Erhebung der Klage und zur Einlegung von Rechtsmitteln und 
Rechtsbehelfen nur dann verpflichtet, wenn er einen darauf gerichteten Auftrag erhalten und 
angenommen hat. Sofern sich der Mandant auf eine entsprechende Anfrage des Rechtsanwaltes 
nicht meldet, bleibt der Rechtsanwalt untätig. Der Mandant ist darüber informiert, dass er im Falle 
einer ausbleibenden Beauftragung zur Erhebung der Klage und zur Einlegung von Rechtsmitteln 
und Rechtsbehelfen, mit erheblichen Rechtsnachteilen zu rechnen hat. 

Gebühren 

Gemäß § 9 RVG ist der Rechtsanwalt berechtigt, für die entstandenen und voraussichtlich noch 
zu entstehenden Gebühren und Auslagen einen angemessenen Vorschuss zu fordern. Wird eine 
erteilte Vorschussrechnung nicht ausgeglichen, ist der Rechtsanwalt berechtigt, nach vorheriger 
Androhung weitere Leistungen abzulehnen und das Mandat fristlos zu kündigen. 

Anwaltliche Gebühren, die sich nach dem Gegenstandswert richten, erhöhen sich bei höheren 
Werten nach der gesetzlichen Regelung in § 13 RVG. 

Der Mandant hat die für die Bearbeitung des Mandats benötigten Schreiben und Unterlagen mit 
den erforderlichen Kopien zur Verfügung zu stellen. Die Notwendigkeit der Anfertigung von - vom 
Mandant zu vergütenden - Fotokopien und Abschriften liegt im Ermessen des Rechtsanwalts. 

Rechtschutzversicherung 

Sofern der Mandant eine Rechtschutzversicherung abgeschlossen hat, richtet sich der 
Erstattungsanspruch in Bezug auf das anwaltliche Honorar ausschließlich nach den 
Vereinbarungen zwischen dem Mandanten und dem Rechtschutzversicherer, also dem 
Versicherungsvertrag. 

Grundsätzlich ist der Mandant verpflichtet das gesetzlich geregelte oder vereinbarte Honorar aus 
dem Vertrag mit dem Anwalt diesem zu zahlen, unabhängig davon, ob und in welcher Höhe die 
Rechtschutzversicherung ihm hierauf Honorarbeträge erstattet. 
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Die Rechtsschutzversicherer sind nicht verpflichtet alle Gebühren des anwaltlichen Honorars zu 
erstatten. Dies richtet sich nach dem Versicherungsvertrag zwischen dem Mandanten und 
seinem Rechtsschutzversicherer. Dies gilt insbesondere für zwischen dem Mandanten und dem 
Rechtsanwalt geschlossene Vergütungsvereinbarungen, die die gesetzlichen Gebühren 
übersteigen. So werden von den Rechtschutzversicherungen z. B. in der Regel keine 
Fahrtkosten und Abwesenheitsgelder für Dienstreisen des Rechtsanwalts (z. B. zum auswärtigen 
Gericht oder zu Ortsterminen) übernommen, wenn der Mandant einen ortsverschiedenen 
Rechtsanwalt beauftragt, wenn aber der Rechtsstreit am Sitz des Mandanten geführt wird. 

Darüber hinaus werden in der Regel auch lediglich die Kosten für drei Zwangsvollstreckungs-
versuche von der Rechtsschutzversicherung erstattet. 

Eine vereinbarte Selbstbeteiligung ist auf jeden Fall vom Mandanten selbst zu tragen. 

Der Mandant bleibt auch im Falle der nachträglichen Rücknahme der Deckungszusage durch die 
Rechtsschutzversicherung verpflichtet, sämtliche Gebühren des Rechtsanwalts zu zahlen. 

Wird nur ein Teil der Gebühren von der Rechtsschutzversicherung erstattet und besteht Streit 
darüber, ob die Rechtsschutzversicherung verpflichtet ist, diesen Teil auch zu tragen, ist der 
Mandant verpflichtet, den streitigen Teil zunächst dem Rechtsanwalt gegenüber auszugleichen. 
Dieser Anspruch des Rechtsanwaltes gegen den Mandanten ist unabhängig davon, ob der 
Rechtsanwalt durch den Mandanten Beauftragung zur Führung einer Klage gegen den 
Rechtsschutzversicherer erhalten hat oder nicht. 

Geringes Einkommen 

Der Mandant ist bereits bei Beauftragung des Rechtsanwaltes verpflichtet, diesen zu informieren, 
sofern er hinsichtlich seines geringen Einkommens und Vermögens nicht in der Lage ist, die 
voraussichtlich entstehenden Anwaltsgebühren selbst zu tragen. 

Tritt dieser Fall während der Tätigkeit des Rechtsanwaltes ein, hat der Mandant dies seinem 
Anwalt unverzüglich mitzuteilen. Dieser wird dann prüfen, ob dem Mandanten die Rechte aus der 
Beratungshilfe oder Prozesskostenhilfe zustehen. Liegen die Voraussetzungen hierzu nicht vor, 
ist der Mandant nach wie vor verpflichtet, die entstehenden und bereits entstandenen 
Anwaltsgebühren zu tragen. 

Reicht der Mandant im Falle der Beauftragung mit der Erhebung einer Klage oder im Falle der 
Rechtsverteidigung im Wege der Prozesskostenhilfe, die Erklärung über die persönlichen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse nicht rechtzeitig vor Abschluss der Instanz oder bei vorgeschaltetem 
Prozesskostenhilfeverfahren bei Beantragung desselben ein, so ist der Mandant verpflichtet, die 
Anwaltsgebühren selbst zu tragen. 

Wird die Gewährung von Prozesskostenhilfe versagt, ist der Mandant ebenfalls verpflichtet, die 
Anwaltsgebühren selbst zu tragen. 

Auch bei Bewilligung von Prozesskostenhilfe hat der Mandant im Falle des Unterliegens die 
Kosten der Gegenseite zu tragen, gegebenenfalls auch anteilig im Falle eines Teilunterliegens. 



Informationsblatt für Mandanten Seite 6 von 6 

SCHMIDT & PARTNER, Brandstwiete 4, 20457 Hamburg; www.kanzlei-schmidt-partner.de IB  Version 03.23 

Der Mandant wird darauf ausdrücklich hingewiesen, dass er sich unter Umständen sogar strafbar 
macht, wenn er in der Erklärung über seine persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse 
unvollständige oder falsche Angaben macht. 

Allgemeine Hinweise finden Sie auf dem Justizportal Hamburg (justiz.hamburg.de)  

Auslagen 

Gemäß § 9 RVG ist der Rechtsanwalt berechtigt, für die bereits entstandenen und voraussichtlich 
noch entstehenden Auslagen einen angemessenen Vorschuss zu fordern. Wird eine durch den 
Rechtsanwalt erteilte und bereits fällige Vorschusskostenrechnung nicht ausgeglichen, ist der 
Rechtsanwalt berechtigt, nach vorheriger Androhung weitere Leistungen abzulehnen und sogar 
das Mandat fristlos zu kündigen. 

Die Notwendigkeit der Anfertigung von Fotokopien und Abschriften liegt im Ermessen des 
Rechtsanwalts. 

Besondere Hinweise 

Der Mandant ist darauf hingewiesen worden, dass kein Kostenerstattungsanspruch von der 
Gegenseite in 1. Instanz, auch im Falle des Obsiegens besteht.  

Der Rechtsanwalt korrespondiert mit ausländischen Auftraggebern in Deutsch. Etwaige Kosten 
für Übersetzungen sind vom Mandanten zu erstatten. Der Rechtsanwalt haftet nicht für 
Übersetzungsfehler. Die Haftung des beauftragten Rechtsanwalts oder seiner Erfüllungsgehilfen 
für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit bleibt hiervon unberührt. 

Telefonische Auskünfte und Erklärungen des Rechtsanwalts sind nur bei schriftlicher Bestätigung 
durch den Mandanten verbindlich. 

Die Verpflichtung zur Aufbewahrung und Herausgabe von Handakten des beauftragten 
Rechtsanwalts erlischt fünf Jahre nach Beendigung des Auftrages. 


